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Das Bundesverfassungsgericht zum ESM 

Der Vorlagebeschluss für den Gerichtshof der Europäischen 
Union: Wer hat das „allerletzte Wort“ im europäischen 
Verfassungsgerichtsverbund?  

Heinrich Pehle 
 
 
 

1. Die Vorgeschichte 

Am 12. September 2012 entschied das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vor-
läufig über mehrere Verfassungsbe-
schwerden und eine Organklage der 
Bundesfraktion der Linken, die sämtlich 
darauf gerichtet waren, den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu dem zur 
„Rettung“ des Euro eingerichteten, dau-
erhaften Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) zu verhindern. Die Anträ-
ge waren verbunden mit dem Begehren 
auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung. Dem Bundespräsidenten sollte un-
tersagt werden, bis zur Entscheidung in 
der Hauptsache die Ratifikationsgesetze 
zum ESM-Vertrag und zum sogenannten 
Fiskalvertrag, der die Mitgliedstaaten zur 
Einhaltung strenger Haushaltsregeln ver-
pflichtet, zu unterzeichnen. Gleichzeitig 
rügte einer der Kläger, der Bundestags-
abgeordnete Peter Gauweiler, den soge-
nannten OMT-Beschluss der Europäi-

schen Zentralbank (EZB). Dieser Be-
schluss erlaubt der EZB, in prinzipiell 
unbegrenztem Maß Anleihen finanz-
schwacher Eurostaaten aufzukaufen. 
Umgesetzt wurde er bis heute nicht. Das 
Argument des Klägers lautete, dass die 
EZB mit diesem Beschluss die ihr durch 
das europäische Vertragswerk einge-
räumten Kompetenzen überschritten ha-
be. Mit dem OMT-Beschluss könnten 
letztlich Haftungsrisiken zulasten des 
Bundeshaushalts in einem Umfang be-
gründet werden, der das Budgetrecht des 
Deutschen Bundestages in unzulässiger 
Weise beeinträchtige. 

Die Anträge auf Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung hatten keinen Erfolg. 
Das BVerfG unterzog den ESM-Vertrag 
einer „summarischen Prüfung“. Sie ergab 
sinngemäß, dass Deutschland dem ESM-
Vertrag beitreten durfte, sofern garantiert 
sei, dass die deutsche Haftungssumme 
für den permanenten Euro-Rettungs-
schirm von 190 Milliarden Euro nur nach 
vorheriger Zustimmung durch den Deut-
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schen Bundestag erhöht werden darf. Da-
zu müsse die Bundesrepublik eine ent-
sprechende Auslegung des ESM-Vertra-
ges sicherstellen. Insoweit erlaubte der 
Beschluss vom September 2012 bereits 
weitgehende inhaltliche Rückschlüsse auf 
die Entscheidung in der Hauptsache vom 
18. März 2014.  

Anders verhielt es sich jedoch mit der 
Frage nach Konformität des OMT-Be-
schlusses mit den europäischen Verträ-
gen. Das BVerfG hielt zwar fest, dass der 
Erwerb von Staatsanleihen am Sekun-
därmarkt durch die EZB jedenfalls dann 
untersagt sei, wenn er auf eine von den 
Kapitalmärkten unabhängige Finanzie-
rung der Haushalte der Mitgliedstaaten 
abziele, also das Verbot „monetärer Haus-
haltsfinanzierung“ umgehen würde. Die 
endgültige Entscheidung über die ent-
sprechende Rüge vertagten die Richter 
jedoch auf das Verfahren in der Hauptsa-
che.  

Als der Zweite Senat des Verfas-
sungsgerichts am 7. Februar 2014 seine 
endgültige Urteilsverkündung in Sachen 
ESM für den 18. März des Jahres ankün-
digte, wartete er bezüglich des OMT-Be-
schlusses mit einer gehörigen Überra-
schung auf: Der Senat hatte in einer 6:2-
Entscheidung nämlich nicht nur beschlos-
sen, diejenigen Verfahrensgegenstände, 
die sich auf den OMT-Beschluss der EZB 
bezogen, vom übrigen Verfahren abzu-
trennen, sondern das Verfahren auszu-
setzen und dem Gerichtshof der Europäi-
schen Union (EuGH) in diesem Zusam-
menhang mehrere Fragen zur Vorabent-
scheidung vorzulegen. Nachdem sich das 
deutsche Verfassungsgericht damit erst-
mals dazu verstanden hat, den EuGH im 
Wege einer Vorabentscheidung zu kon-
sultieren, stellt sich die seit Jahren viel 
diskutierte die Frage nach dem Verhältnis 
von BVerfG und EuGH in einem neuen 
Licht. Worum geht es dabei? 

 
 

2. Das 
Bundesverfassungsgericht 
und der Gerichtshof der 
Europäischen Union im 
Verfassungsgerichtsverbund 

Die Zuständigkeitsverteilung zwischen 
BVerfG und EuGH lässt sich nicht mit ei-
nem „das eine hier (im nationalen Verfas-
sungsrecht), der andere da (im europäi-
schen Vertragsrecht)“ beschreiben, denn 
wir haben es nicht mit zwei unabhängig 
nebeneinander stehenden Rechtskreisen 
zu tun. Im Gegenteil sind beide auf das 
Engste miteinander verwoben. Die „Eu-
roparechtsprechung“ des deutschen Ver-
fassungsgerichts muss sich seit nunmehr 
bereits 40 Jahren mit dieser Problematik 
auseinandersetzen. Einen ersten Höhe-
punkt erreichte diese Auseinanderset-
zung mit dem Urteil über den Vertrag 
von Maastricht im Jahr 1993. Seitdem be-
tont das Karlsruher Gericht in ständiger 
Rechtsprechung, dass die Europäische 
Union nur im Rahmen der „begrenzten 
Einzelermächtigung“ tätig werden dürfe. 
Aus dem Befund, dass die EU nur die Be-
reiche gestalten dürfe, die ihr durch die 
europäischen Verträge ausdrücklich über-
tragen worden seien, zog das BVerfG die 
Konsequenz, dass es zur „Ultra-vires-
Kontrolle“ berufen sei. Diese Kontrolle 
soll greifen im Fall „ausbrechender Rechts-
akte“, also von Grenzdurchbrechungen 
bei der Inanspruchnahme von Zuständig-
keiten durch die Unionsorgane. Im Lissa-
bon-Urteil hieß es dazu: „Wenn Rechts-
schutz auf Unionsebene nicht zu erlangen 
ist, prüft das Bundesverfassungsgericht, 
ob Rechtsakte der europäischen Organe 
und Einrichtungen sich unter Wahrung 
des gemeinschafts- und unionsrechtlichen 
Subsidiaritätsprinzips […] in den Gren-
zen der ihnen im Wege der begrenzten 
Einzelermächtigung eingeräumten Ho-
heitsrechte halten.“  

Ausbrechende Rechtsakte der EU 
würden dem Lissabon-Urteil zu Folge für 
Deutschland in letzter Konsequenz den 
Verlust weiterer Souveränitätsrechte be-
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deuten. Dadurch könnte die durch Art. 79 
III Grundgesetz garantierte „Verfassungs-
identität“ bedroht sein. Deshalb sei Ultra-
vires-Akten die innerstaatliche Geltung 
zu versagen. Das Prinzip der begrenzten 
Einzelermächtigung samt seiner Konse-
quenzen müsse zudem nicht nur beim 
Vertragsabschluss, sondern auch bei der 
Auslegung der europäischen Verträge 
gewahrt werden. Das BVerfG spricht in 
diesem Zusammenhang seit dem Maas-
tricht-Urteil davon, dass es mit dem 
EuGH in einem „Kooperationsverhältnis“ 
stehe. Sein Präsident Andreas Voßkuhle 
beschreibt dies häufig und gern mit dem 
Begriff eines „Verfassungsgerichtsver-
bundes“, der weder Über- noch Unter-
ordnung kenne (vgl. exemplarisch Voß-
kuhle 2009). Gleichwohl geriet auch der 
EuGH auf Grund der Logik der Ultra-
vires-Kontrolle prinzipiell in den Kon-
trollfokus der Karlsruher Richter. Bislang 
ist dies allerdings noch ohne fassbare 
Konsequenzen geblieben. 

Spätestens jedoch, wenn das BVerfG 
einen ausbrechenden Rechtsakt eines eu-
ropäischen Organs tatsächlich monieren 
würde, wäre es ernsthaft mit dem Prob-
lem konfrontiert, dass über die Ausle-
gung der europäischen Verträge und 
„über die Gültigkeit und Auslegung der 
Handlungen der Organe, Einrichtungen 
oder sonstigen Stellen der Union“ nach 
Art. 267 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (AEUV) 
eben der EuGH entscheidet. Dass aus die-
ser Konstellation Kompetenzkonflikte re-
sultieren können, liegt auf der Hand. 
Derartigen Konflikten versucht Art. 267 
AEUV vorzubeugen. Er bestimmt, dass 
ein nationales Gericht, dem eine Frage 
nach der Auslegung europäischen Rechts 
gestellt wird, diese Frage dem EuGH zur 
Entscheidung vorlegen kann. Wenn die 
Entscheidung eines nationalen Gerichts 
mit Mitteln des nationalen Rechts nicht 
mehr angefochten werden kann, wandelt 
sich diese Kann- zu einer Muss-Bestim-
mung. Diese Regelung wird als die Pflicht 
der letztinstanzlichen Gerichte zur Einho-
lung einer Vorabentscheidung bezeich-

net. Auch das Bundesverfassungsgericht 
ist ihr unterworfen, hatte im Unterschied 
zu vielen anderen nationalen Verfas-
sungsgerichten bislang den EuGH jedoch 
noch niemals mit einer Vorabentschei-
dung befasst.  

Zwar hatte das BVerfG im Lissabon-
Urteil eine „europarechtsfreundliche 
Anwendung“ der Ultra-vires-Kontrolle in 
Aussicht gestellt – von einer Vorabent-
scheidung war aber auch dort mit keinem 
Wort die Rede. Dies rief vehemente Kritik 
hervor. Vielleicht auch deshalb vollzogen 
die deutschen Verfassungsrichter nur ein 
Jahr später, im Juli 2010, in ihrer Ent-
scheidung in der Sache „Mangold/Ho-
neywell“ eine deutliche Wende. In die-
sem Beschluss betonte das Gericht, dass 
„der Anwendungsvorrang des Unions-
rechts anzuerkennen und zu gewährleis-
ten [ist], dass die dem Bundesverfas-
sungsgericht verfassungsrechtlich vorbe-
haltenen Kontrollbefugnisse nur zurück-
haltend und europarechtsfreundlich aus-
geübt werden.“ Dieser bereits im Lissa-
bon-Urteil formulierte Grundsatz der Eu-
roparechtsfreundlichkeit wurde nun in 
einer Weise ausbuchstabiert, wie es kaum 
jemand erwartet hatte. Wörtlich führte 
das BVerfG aus, dass es „die Entschei-
dungen des Gerichtshofs grundsätzlich 
als verbindliche Auslegung des Unions-
rechts zu beachten hat.“ Vor der Annah-
me eines Ultra-vires-Akts der Europäi-
schen Organe und Einrichtungen sei des-
halb dem Gerichtshof im Rahmen des 
Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 
267 AEUV die Gelegenheit zur Vertrags-
auslegung sowie zur Entscheidung über 
die Gültigkeit und die Auslegung der 
fraglichen Rechtsakte zu geben. Solange 
der Gerichtshof keine Gelegenheit gehabt 
habe, über die unionsrechtlichen Fragen 
zu entscheiden, dürfe das Bundesverfas-
sungsgericht für Deutschland keine Un-
anwendbarkeit des Unionsrechts feststel-
len.  

Grundsätzlich hielten die Richter je-
doch auch in dieser Entscheidung am 
Ultra-vires- und am Verfassungsidenti-
tätsvorbehalt fest. Dadurch machten sie 
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deutlich, dass sie trotz der angekündigten 
Respektierung ihrer Pflicht zur Einholung 
von Vorabentscheidungen nach wie vor 
nicht gewillt waren, sich aus dem europa-
rechtlichen Spiel ausschalten zu lassen. 
Hat sich daran durch das Ersuchen um 
eine Vorabentscheidung in Sachen „OMT-
Beschluss“ der Europäischen Zentralbank 
etwas geändert? Hat das BVerfG sich et-
wa selbst entmachtet, indem es die Ent-
scheidung über die Frage der Rechtmä-
ßigkeit des OMT-Beschlusses dem EuGH 
überantwortete? 

3. Der Beschluss vom 14. Januar 
20141 

3.1 Die Zulässigkeit der Klagen 

Voraussetzung dafür, dass das BVerfG 
überhaupt um eine Vorabentscheidung 
des EuGH ersuchen konnte, war, dass die 
vermutete Ultra-vires-Handlung der Eu-
ropäischen Zentralbank vom Antragstel-
ler überhaupt zum Gegenstand eines Ver-
fahrens vor dem nationalen Verfassungs-
gericht gemacht werden konnte. Die 
Karlsruher Richter berufen sich zur Be-
gründung dafür auf die im Maastricht-
Urteil begründete, ständige Rechtspre-
chung des Gerichts. Sie läuft darauf hin-
aus, dass das durch Art. 38 Grundgesetz 
begründete Wahlrecht des Einzelnen 
auch einen materiellen Gehalt habe. Art. 
38 schließe aus, dass der europäische In-
tegrationsprozess zu einer „Verlagerung 
von Aufgaben und Befugnissen des Bun-
destages“ führe, die einer Entleerung sei-
ner demokratischen Legitimation gleich-
komme (Rn. 17). Deshalb gewähre er sub-
jektiven Rechtsschutz, der von jedem 
Wahlberechtigten in Anspruch genom-
men werden könne. Wichtig ist dabei, 
dass Art. 38 hier auf den Anwendungsbe-
reich von Art. 23 Grundgesetz, also auf 
die Übertragung von Hoheitsrechten, be-
zogen wird.  

Schon das Maastricht-Urteil war da-
für kritisiert worden, dass in seiner Folge 
jedwede Umschichtung von Kompeten-

zen zu Lasten des Bundestages grund-
sätzlich von jedem Bürger angreifbar 
wurde, womit das Recht zur Verfas-
sungsbeschwerde faktisch zu einer Popu-
larklage mutierte. Der hier diskutierte Be-
schluss geht nun sogar noch einen – tat-
sächlich „spektakulären“ – Schritt weiter, 
ohne dies jedoch explizit einzugestehen 
(hierzu und zum Folgenden Rathke 2014). 
Nimmt man nämlich die bisherige Recht-
sprechung des Karlsruher Gerichts beim 
Wort, ist der OMT-Beschluss der EZB 
„kein verfassungsrechtlich angreifbarer 
Rechtsakt der deutschen öffentlichen 
Gewalt“, denn „[w]ie immer man die 
Kompetenzgemäßheit des EZB-Handelns 
bewerten mag: Eine erneute Hoheits-
rechtsübertragung ist damit sicherlich 
nicht verbunden – womit an sich auch ei-
ne klassische Klagebefugnis ausgeschlos-
sen wäre“ (ebenda). Angesichts dieser 
zumindest fragwürdigen Begründung 
der Antragsbefugnis der Kläger ist es – 
zurückhaltend formuliert – durchaus er-
staunlich, wie weit die Rechte des Bür-
gers nach Ansicht des Senats bezüglich 
des europäischen Integrationsprozesses 
reichen.  Bundestag und Bundesregie-
rung seien nämlich verpflichtet, über die 
Wahrung der deutschen Verfassungsi-
dentität zu wachen „ […] und bei offen-
sichtlichen und strukturell bedeutsamen 
Kompetenzüberschreitungen durch Or-
gane der Europäischen Union nicht nur 
Mitwirkungs- und Umsetzungshandlun-
gen zu unterlassen, sondern aktiv auf die 
Einhaltung des Integrationsprogramms 
hinzuwirken“ (Rn. 53). „Der Bürger“, so 
schlussfolgert die Senatsmehrheit, „kann 
deshalb verlangen, dass Bundestag und 
Bundesregierung sich aktiv mit der Frage 
auseinandersetzen, wie die Kompetenz-
ordnung wiederhergestellt werden kann, 
und eine positive Entscheidung darüber 
herbeiführen, welche Wege dafür be-
schritten werden sollen“ (Rn. 54). Die 
abweichenden Meinungen, welche die 
Richterin Lübbe-Wolff und der Richter 
Gerhardt dem Urteil beigefügt haben, 
weisen auf die Fragwürdigkeit dieser 
Konstruktion hin, die, in den Worten von 
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Lübbe-Wolff, „die Grenzen des ohne Ver-
stoß gegen Gewaltenteilungs- und De-
mokratieprinzip durch ein Gericht Ent-
scheidbaren“ sprengen würden (Rn. 3 des 
Sondervotums). 

3.2 Die Vorlage beim EuGH 

Folgt man der Kritik der beiden unterle-
genen Richter, hätte es auf der Grundlage 
der aktuell vorliegenden Klagen zur Ein-
holung einer Vorabentscheidung beim 
EuGH also gar nicht kommen dürfen. 
Dieser Befund schafft  den Vorlagebe-
schluss als solchen jedoch nicht aus der 
Welt. Betrachtet man ihn einmal isoliert 
von der Frage nach der Zulässigkeit der 
ihm zugrundeliegenden Klagen, wie dies 
im Folgenden geschehen wird, so wird 
man der Senatsmehrheit aber eine gewis-
se Konsequenz nicht absprechen können. 
Zumindest auf den ersten Blick scheint es, 
als folge sie mit ihrem Beschluss ohne 
Wenn und Aber der in der Mangold/Ho-
neywell-Entscheidung vorgezeichneten 
Linie, die hier einleitend bereits skizziert 
wurde.  

Gegenstand der vom Bundesverfas-
sungsgericht formulierten Vorlagefragen 
ist im Kern, ob der OMT-Beschluss des 
Rates der Europäischen Zentralbank vom 
6. September 2012 mit dem Primärrecht 
der Europäischen Union, namentlich mit 
dem in Art. 119 und Art. 127 AEUV fi-
xierten Mandat der EZB,  vereinbar ist 
und/oder ob er gegen das in Art. 123 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union fixierte Verbot monetärer 
Haushaltsfinanzierung verstößt. Die 
Richter belassen es allerdings nicht bei ih-
ren bloßen Fragen, sondern machen nach-
drücklich deutlich, dass sie die europa-
rechtlichen Bestimmungen tatsächlich 
verletzt sehen. Dabei berufen sie sich zu-
nächst auf die Abgrenzung zwischen 
Währungs- und Wirtschaftspolitik, denn 
die EU sei nur für erstere zuständig, wäh-
rend letztere den Mitgliedstaaten zustehe. 
Daraus folgern sie: „Nach diesen Grund-
sätzen dürfte der OMT-Beschluss – legt 
man seinen Wortlaut zugrunde – nicht 

vom Mandat der Europäischen Zentral-
bank gedeckt sein. Er stellt sich auf der 
Grundlage einer Gesamtschau der nach 
Auffassung des Bundesverfassungsge-
richts maßgeblichen Abgrenzungskrite-
rien nicht mehr als währungspolitische, 
sondern als überwiegend wirtschaftspoli-
tische Maßnahme dar […]. Vor diesem 
Hintergrund bestehen erhebliche Zweifel 
an seiner Gültigkeit“ (Rn. 69). Nicht nur 
sei der OMT-Beschluss nicht vom Mandat 
der EZB gedeckt. Zudem verstieße er 
wohl auch gegen das in Art. 123 AEUV 
verankerte Verbot monetärer Haushalts-
finanzierung (Rn. 84ff.). 

Damit haben  die Karlsruher Richter 
ihre Fragen an den EuGH  im Grunde be-
reits selbst beantwortet: In ihrer Interpre-
tation der Rechtslage geht der „Ankauf 
von Staatsanleihen auf der Grundlage des 
OMT-Beschlusses  […] über die dem Sys-
tem der Europäischen Zentralbanken ge-
stattete Unterstützung der Wirtschaftspo-
litik der Europäischen Union […] hinaus“ 
(Rn. 80). Diese eindeutige Überziehung 
ihres Mandats durch die EZB stelle eine 
Ultra-vires-Handlung dar. Allerdings 
sieht das BVerfG einen möglichen Aus-
weg aus dem Dilemma. Er bestünde nach 
Auffassung der Senatsmehrheit in einer 
unionsrechtskonformen Auslegung des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union durch den EuGH. Das 
BVerfG setzt seinen Luxemburger Kolle-
gen dabei enge Grenzen für ihre Deutung 
des OMT-Beschlusses: „Der OMT-Be-
schluss wäre aus Sicht des Bundesverfas-
sungsgerichts möglicherweise dann nicht 
zu beanstanden, wenn er […] so ausge-
legt oder in seiner Gültigkeit beschränkt 
würde, dass er […] einen die Wirtschafts-
politik in der Union nur unterstützenden 
Charakter hat“, was voraussetze, „dass 
ein Schuldenschnitt ausgeschlossen wer-
den muss, Staatsanleihen einzelner Mit-
gliedstaaten nicht in unbegrenzter Höhe 
aufgekauft werden und Eingriffe in die 
Preisbildung am Markt so weit wie mög-
lich vermieden werden.“ (Rn. 100). 
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4. Kampfansage oder 
Unterwerfungsgeste? 

Ob der EuGH sich der vom deutschen 
Verfassungsgericht favorisierten Interpre-
tation des Unionsrechts anschließen wird, 
steht dahin. Darüber schon jetzt zu spe-
kulieren, erscheint müßig. Für die hier ge-
forderte (Neu-)Bestimmung des Verhält-
nisses von BVerfG und EuGH  ist dies 
auch nicht erforderlich. Wichtig ist viel-
mehr,  das Selbstverständnis des Bundes-
verfassungsgerichts zu würdigen, wie es 
zum Ende des Karlsruher Vorlagebe-
schlusses formuliert wird. Und diese 
Formulierung lässt an Deutlichkeit nichts 
zu wünschen übrig. Dort heißt es näm-
lich, dass das BVerfG auf der Basis der 
Beantwortung seiner an den EuGH ge-
richteten Vorlagefragen endgültig zu ent-
scheiden haben werde, ob der Deutsche 
Bundestag angesichts des OMT-Beschlus-
ses und seines eventuellen Vollzugs tat-
sächlich noch „Herr seiner Beschlüsse“ 
sei (Rn. 102). Und weiter führen die den 
Beschluss tragenden Richter aus: „Gege-
benenfalls hätte der Senat dies auf der 
Grundlage der Auslegung des OMT-Be-
schlusses durch den Gerichtshof ohne er-
neute Vorlage zu prüfen und die Unan-
wendbarkeit entsprechender Umsetzungs-
maßnahmen für den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes festzustellen, weil die 
Identitätskontrolle keine Prüfung am 
Maßstab des Unionsrechts, sondern aus-
schließlich am Maßstab des deutschen 
Verfassungsrechts darstellt“ (Rn. 103). 

Wenn das Bundesverfassungsgericht 
sein Verfahren, wie angekündigt (Rn. 
104), nach Abschluss des Vorabentschei-
dungsverfahrens „von Amts wegen fort-
setzen“ wird, wird sich zeigen, wie es um 
die Zukunft des europäischen Verfas-
sungsgerichtsverbundes bestellt ist. 
Dadurch, dass die Karlsruher Richter eine 
erneute Prüfung des Sachverhalts im 
Lichte der ausstehenden  Entscheidung 
des EuGH in Aussicht stellen, wird ihr 
Anspruch klar. Der Verfassungsrechtler 
Franz C. Mayer fasst dies wie folgt zu-
sammen:  „Das Verfassungsgericht bleibt 

[…] auf dem Standpunkt, dass es selber 
dann noch mal schaut, ob der EuGH für 
das Verfassungsgericht das Europarecht 
auch hinreichend überzeugend ausgelegt 
hat.“ Damit, so Mayer weiter, verstehe 
sich das Bundesverfassungsgericht tat-
sächlich als „allerletzter Interpret des Eu-
roparechts“.2 Auch die Verfassungsrich-
terin Gertrude Lübbe-Wolff sieht das 
nicht anders. Nachdem der Senat es für 
richtig gehalten habe, nicht nur Fragen, 
sondern auch „Vorschläge zu deren Be-
antwortung“ an den EuGH zu richten, 
halte er sich folgerichtig auch für „zu-
ständig und verpflichtet, später eine Sach-
entscheidung zu treffen“. Wegen des 
„vom Bundesverfassungsgericht unter 
bestimmten Voraussetzungen auch im 
Verhältnis zum Gerichtshof beanspruch-
ten letzten Worts“ wären dabei „die Ant-
worten, die der Gerichtshof auf die ge-
stellten Fragen gäbe, nur potentiell ent-
scheidungserheblich“ (Rn. 11 des Son-
dervotums). 

Am Zug ist also nun der Gerichtshof 
der Europäischen Union. Nur wenn er 
sich mit seiner Rolle als „eine Art Zwi-
scheninstanz“ (Franz C. Mayer), die ihm 
die Karlsruher Richter offenbar zuge-
dacht haben, abfindet und sich ihren 
„Vorschlägen“ zur vertragskonformen In-
terpretation der einschlägigen Vorschrif-
ten des AEUV wenigstens so weit beugt, 
dass sich das BVerfG seine Vertragsaus-
legung ohne Ansehensverlust zu eigen 
machen kann, bleibt das Verhältnis beider 
Gerichte zumindest in der Schwebe. Soll-
te das Gericht in Luxemburg allerdings 
den OMT-Beschluss vorbehaltlos – also 
ohne die von Karlsruhe für unabdingbar 
gehaltenen Einschränkungen – akzeptie-
ren, müsste es wohl zum Schwur kom-
men: Bliebe das BVerfG konsequent, 
müsste es in diesem Fall auch das Urteil 
des EuGH als Ultra-vires-Handlung ein-
stufen; die Rede vom Verfassungsge-
richtsverbund wäre damit jedes denkba-
ren Inhalts entleert.  

Lediglich die Hoffnung auf kluge Zu-
rückhaltung der Luxemburger Richter 
und darauf, dass der Mut der Karlsruher 
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Richter wohl „spätestens dann aus Rechts-
gründen schwinden muss, wenn es zur 
Sache geht“ (Rn. 11 des Sondervotums 
der Richterin Lübbe-Wolff), geben also 
Anlass, einen „Krieg der Richter“ als un-
wahrscheinlich einzustufen. Für die An-
nahme jedoch, dass der Karlsruher Vor-
schlagebeschluss als konsequente An-
knüpfung an die Mangold/Honeywell-
Entscheidung aus dem Jahr 2010 zu deu-
ten sei, gibt es keinen Anlass. Der Vorla-
gebeschluss ist alles andere als eine Un-
terwerfungsgeste. Er gemahnt vielmehr 
an das Urteil des Ersten Senats vom April 
2013. Damals meinten die Richter anläss-
lich ihrer Prüfung der Verfassungskon-
formität der nationalen Anti-Terror-Datei 
darlegen zu müssen, dass einer vorange-
gangenen Entscheidung des EuGH in Sa-
chen Grundrechtsschutz keine Lesart un-
terlegt werden dürfe, „nach der diese of-
fensichtlich als Ultra-vires-Akt zu beurtei-
len wäre“ (1 BvR 1215/07, Rn. 91). Dieser 
Hinweis ist von einem kundigen Journa-
listen seinerzeit als „Kampfansage an den 
Europäischen Gerichtshof“ verstanden 
worden (Janisch 2013), weil das BVerfG 
wenig verklausuliert den Anspruch erho-
ben habe, sich im Zweifelsfall über die 
Luxemburger Rechtsprechung hinweg-
zusetzen. Seinerzeit hatten die Luxem-
burger Richter weder Anlass noch Mög-
lichkeit zur Reaktion auf diesen Affront. 
Dies verhält sich nun anders, denn der 
EuGH muss sich kraft Amtes im Vor-
abentscheidungsverfahren positionieren. 
Entkleidet man die erstmalige Einleitung 
desselben durch das Bundesverfassungs-
gericht ihrer nicht zu leugnenden histori-
schen Dimension, gilt deshalb, dass die 
Karlsruher Richter ihre Kollegen in Lu-
xemburg letztlich doch mit einer anma-

ßenden Herausforderung im Streit um 
das „allerletzte Wort“ konfrontiert haben. 
Zur Klärung dessen, was unter dem so 
häufig und pathetisch beschworenen eu-
ropäischen Verfassungsgerichtsverbund 
sinnvoller Weise verstanden werden 
könnte, hat ihr Beschluss jedenfalls denk-
bar wenig beigetragen. 

Anmerkungen 

1 Der Beschluss 2 BvR 2728/13- u.a. 
wird hier unter der Angabe der Rand-
nummern (Rn.) zitiert nach: https: 
//www.bundesverfassungsgericht. 
de/entscheidungen/rs20140114_2bvr 
272813.html. 

2 Das Zitat ist einem Interview entnom-
men, das Franz C. Mayer mit einer Ver-
treterin der Bertelsmann Stiftung führ-
te: http://www.bertelsmann-
stiftung.de/cps/rde/xchg/bst/hs. xsl/ 
nachrichten_119997.htm. 
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